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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Die Unternehmerverbände forderten die politischen Instanzen wiederholt zu einer
raschen Realisierung der in Aussicht genommenen Reformen auf. Die Linke hingegen
zeigte sich in vielen Bereichen – allerdings nicht beim Kartellrecht – skeptisch,
befürchtet sie doch von dem auch mit dem Schlagwort Deregulierung bezeichneten
Prozess einen Abbau von sozialen Rechten und Schutzmassnahmen für die
Arbeitnehmer. 1

ANDERES
DATUM: 31.12.1993
HANS HIRTER

Konjunkturlage- und politik

Die schweizerische Konjunktur bewegte sich im Gleichschritt mit derjenigen des Euro-
Raumes. Die im ersten Halbjahr gehegte Hoffnung auf einen Wiederaufschwung
verflüchtigte sich vom Sommer an. Das reale Brutto-Inlandprodukt stagnierte nach
ersten Schätzungen mit einer Zuwachsrate von 0,1% beinahe (2001: 0,9%). Die
Unsicherheit über die zukünftige Entwicklung hatte eine weitere Schrumpfung der
Ausrüstungsinvestitionen zur Folge (-10,7%), und die im Vorjahr stark angewachsenen
Exporte von Waren und Dienstleistungen nahmen nur noch um 0,4% zu. Die
Exportwirtschaft litt stark unter der eingebrochenen Nachfrage aus dem Euro-Raum
und dabei insbesondere aus dem wirtschaftlich stagnierenden Deutschland. Noch
stärker als die Ausfuhren gingen allerdings die realen Importe zurück (-2,6%). Als
Konjunkturstützen wirkten weiterhin der private und der öffentliche Konsum (+0,9%
resp. 1,9%), wobei deren Zuwachsraten deutlich unter dem Vorjahreswert blieben. Die
Handelsbilanz schloss mit einem geschätzten Überschuss von 4,5 Mia Fr. ab. Gemäss
ersten Schätzungen erreichte der Aktivsaldo der Dienstleistungsbilanz 24,9 Mia Fr. und
der Überschuss in der Ertragsbilanz stieg auf 49,6 Mia Fr. (2001: 38 Mia Fr.).

Die anhaltende Konjunkturflaute verschärfte die Situation auf dem Arbeitsmarkt. Der
Stellenabbau, welcher im dritten Quartal 2001 eingesetzt hatte, hielt weiter an. Die Zahl
der Beschäftigten schrumpfte im Jahresmittel um 0,4%. Hart davon betroffen war die
verarbeitende Industrie (-2,5%), während der Dienstleistungssektor eine im Vergleich
zum Vorjahr zwar kleinere, aber immerhin noch positive Wachstumsrate auswies (0,4%).
Die Zahl der registrierten Arbeitslosen stieg kontinuierlich an, um im Dezember den
Höchststand von 129'000 zu erreichen (Ende 2001: 79'500). Die saisonbereinigte
Arbeitslosenquote erhöhte sich im Jahresmittel auf 2,8% (2001: 1,9%); im Dezember
betrug sie 3,3% (Dezember 2001: 2,2%). Da vor allem im Kanton Zürich eine starke
Zunahme der Arbeitslosigkeit registriert wurde, glichen sich die Unterschiede zwischen
den Sprachregionen etwas aus. Die Quoten waren mit 4,6% resp. 4,8% im Dezember in
der französischsprachigen Schweiz und im Tessin aber immer noch deutlich höher als
in der Deutschschweiz (3,2%). Bei den ausländischen Erwerbstätigen war sie mehr als
doppelt so hoch als bei den schweizerischen. In dieser Zahl sind die in Weiterbildungs-
und Arbeitsprogrammen integrierten Arbeitslosen nicht enthalten. Die für
internationale Vergleiche konzipierte Sake-Erhebung, welche diese Personen auch
berücksichtigt, wies für das 2. Quartal 2002 eine Arbeitslosenquote von 2,9% aus.

Die am Landesindex der Konsumentenpreise gemessene Teuerung nahm 2002 im
Jahresmittel um 0,6% zu und war damit tiefer als im Vorjahr, wo sie 1,0% betragen
hatte. Erneut hatten ausschliesslich die Preise der inländischen Waren und
Dienstleistungen zur Inflation beigetragen (+1,4%), der Konsumentenpreisindex für
Importgüter bildete sich nicht zuletzt wegen des gestiegenen Frankenkurses um weitere
1,7% zurück. Der Index der Produzenten- und Importpreise sank um durchschnittlich
1,2%. Das BfS publizierte im Dezember zum ersten Mal Indexzahlen, welche dem
unterschiedlichen Konsumverhalten einzelner sozialer Gruppen (Rentner,
Alleinerziehende, Familien mit Kindern etc.) Rechnung tragen. Ein derartiger
differenzierter Teuerungsindex war im Jahr 2000 vom Parlament mit der Überweisung
einer Motion Cottier (cvp, FR) gefordert worden. Obwohl bei der Zusammensetzung des
Warenkorbs zwischen den einzelnen sozialen Gruppen durchaus Differenzen bestehen,
blieben die Auswirkungen auf die Entwicklung des Teuerungsindexes gering. 2

ANDERES
DATUM: 01.01.2002
HANS HIRTER
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Wettbewerb

Der einheitliche schweizerische Wirtschaftsraum wurde im Prinzip im letzten
Jahrhundert mit der Verlagerung der wirtschaftsrechtlichen Kompetenzen auf den
Bundesstaat geschaffen. Wegen der im Rahmen der föderalistischen Grundstruktur bei
den Kantonen verbliebenen Regelungskompetenzen konnten sich jedoch gewisse
Wettbewerbs- und Mobilitätshindernisse bis in die heutige Zeit halten. So führte
beispielsweise die kantonale Anerkennung von Fähigkeitsausweisen für bestimmte
Berufe zu einer Segmentierung des Arbeitsmarktes, und der freie Wettbewerb für
Anbieter von Gütern und Dienstleistungen wurde durch Wohnsitzanforderungen und
andere Vorschriften in den kantonalen Submissionsordnungen behindert. Die im
Zusammenhang mit dem EWR-Vertrag geführte Diskussion über den europäischen
Binnenmarkt hatte diese Wettbewerbshindernisse auf dem schweizerischen Markt
verstärkt ins Bewusstsein gerückt und die Kantone zum Handeln veranlasst. Die
kantonalen Erziehungsdirektoren hatten Anfang 1993 eine Vereinbarung über die
gegenseitige Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen verabschiedet. Eine von den
Kantonen eingesetzte Arbeitsgruppe hatte wenig später Vorschläge für eine vollständige
Liberalisierung der Submissionsordnungen vorgelegt.

ANDERES
DATUM: 23.11.1994
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Les CFF ont fait face à un manque de personnel. A mi-juin, 700 postes n’étaient pas
repourvus, ce qui représentait un sous-effectif de 2%. Pour essayer de combler ce
"trou", l’ex-régie a approché des entreprises ferroviaires européennes (DB, SNCF,
RENFE, Vorarlberg). Le succès n’a pas été au rendez-vous. Le programme "Chance" –
qui assure une nouvelle formation ou un perfectionnement aux employés menacés de
licenciements afin qu’ils puissent trouver une nouvelle activité dans l’entreprise –, n’a
pas permis non plus de pallier à la crise des effectifs. Devant cette pénurie, l’entreprise
de transport a lancé une nouvelle conception de formation, baptisée "Log-in", qui se
présente sous la forme d’un organe indépendant, dont le BLS est partie prenante. 3

ANDERES
DATUM: 06.07.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Bis weit in die erste Jahreshälfte 1990 war die Arbeitsmarktlage durch eine
beträchtliche Übernachfrage nach Arbeitskräften charakterisiert, die sich in einem
überdurchschnittlichen Beschäftigungswachstum – 1,7% gegenüber dem ersten Quartal
1989 – manifestierte. Die Nachfrage überstieg das inländische Arbeitsangebot bei
weitem und konnte wie in den Vorjahren nur durch die Rekrutierung ausländischer
Arbeitskräfte einigermassen abgedeckt werden. Der Arbeitslosenbestand reduzierte
sich auf ein äusserst tiefes Niveau und umfasste schliesslich zur Hauptsache nur mehr
sehr schwer vermittelbare stellenlose Arbeitssuchende.

Die einsetzende konjunkturelle Verflachung widerspiegelte sich dann aber rasch in der
Entwicklung der Arbeitsnachfrage. Seit dem zweiten Quartal schwächte sich das
Wachstum der Beschäftigung wenn nicht deutlich, so doch sukzessive ab. Im 4.
Quartal war die Beschäftigung in der Industrie gar leicht rückläufig, während im
Dienstleistungssektor eine gegenüber 1989 leicht verminderte Zunahme anhielt.
Gleichzeitig beschleunigte sich der im April erstmals festgestellte Rückgang der Zahl der
offenen Stellen auf das Jahresende hin.. Von der beschleunigten Zunahme der
Arbeitslosigkeit waren vor allem die Westschweizer Kantone Genf, Wallis, Neuenburg,
Waadt und etwas abgeschwächter der Jura sowie der Kanton Tessin betroffen. 4

ANDERES
DATUM: 30.12.1990
MARIANNE BENTELI
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Mit Genugtuung nahm der Bundesrat zur Kenntnis, dass die Schweiz für ihre
erfolgreiche Arbeitsmarktpolitik der letzten Jahrzehnte den deutschen Carl-
Bertelsmann-Preis 1991 erhielt. Er verdoppelte die Preissumme von 100 000 Mark
(rund 85 000 Fr.) aus Bundesmitteln, um damit zwei Schweizer Projekte in der
Tschechoslowakei zu unterstützen. 5

ANDERES
DATUM: 05.09.1991
MARIANNE BENTELI

Die verschlechterte wirtschaftliche Lage zeigte rasch Auswirkungen auf den
Arbeitsmarkt. Während im ersten Quartal die Beschäftigung im Vergleich zum Vorjahr
noch leicht anstieg und im zweiten Quartal stagnierte, setzte in der zweiten
Jahreshälfte ein Rückgang ein, welcher im vierten Quartal -0,9% erreichte. Im
Jahresmittel zählte man 0,3% weniger Beschäftigte als im Vorjahr. Damit ging eine
siebenjährige Wachstumsperiode zu Ende, während der rund 300 000 neue
Arbeitsplätze geschaffen worden waren. Der Dienstleistungsbereich konnte zwar noch
einen leichten Zuwachs der Beschäftigung verzeichnen, im 2. Sektor kam es jedoch zu
einem Abbau von 1,9%. Am stärksten war dabei das Baugewerbe (-2,3%) betroffen, aber
auch in der verarbeitenden Produktion (-1,7%) kam es zu einem spürbaren Rückgang
der Beschäftigung. 6

ANDERES
DATUM: 30.12.1991
MARIANNE BENTELI

Wie aus einer jedes Jahr durchgeführten repräsentativen Befragung hervorging, ist die
Arbeitslosigkeit zum grössten Problem der Schweizerinnen und Schweizer geworden
und hat die in den Vorjahren zuerst genannten Themen Asylwesen, Drogen und Umwelt
auf die nachfolgenden Plätze verdrängt. Vor Jahresfrist hatte die Arbeitslosigkeit noch
den achten Rang eingenommen. Besonders sensibilisiert zeigte sich die Romandie, wo
81% der Befragten die Arbeitslosigkeit als vordringlichstes Problem nannten gegenüber
71% im Tessin und 70% in der Deutschschweiz. 7

ANDERES
DATUM: 10.11.1992
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr wurde verstärkt Wert auf aktive Präventionsmassnahmen gesetzt. Rund
110 000 Personen kamen in den Genuss von Kursen zur Aus- und Weiterbildung sowie
zur Umschulung. Seit der Annahme des dringlichen Bundesbeschlusses kann der Bund
auch Programme zur vorübergehenden Beschäftigung von Arbeitslosen anstatt wie
bisher zu 50% neu zu 85% und in Ausnahmefällen sogar zu 100% subventionieren.
Allerdings zeigte sich, dass es nicht immer einfach war, ein geeignetes Einsatzfeld zu
finden, da die Beschäftigungsprogramme nicht die private Wirtschaft konkurrenzieren,
nicht normale Verwaltungsarbeiten der Kantone und Gemeinden auf Arbeitslose
umlagern und nicht blosse Beschäftigungstherapie sein dürfen. Mit einer
Gesamtsumme von rund 140 Mio Fr. wurden im Berichtsjahr Programme für über 12 000
Personen finanziert. 8

ANDERES
DATUM: 03.03.1993
MARIANNE BENTELI

Durch die Einführung einer Vorruhestandsregelung wollte der SGB 26 000
Arbeitsplätze schaffen. Mit seinem Modell "Stellentausch" schlug er vor, dass Männer ab
62 und Frauen ab 59 Jahren ihre Arbeitsplätze Erwerbslosen zur Verfügung stellen. Bis
zum Eintritt ins AHV-Alter sollten sie von der Arbeitslosenversicherung (ALV) ein
Ersatzeinkommen von mindestens 80% des letzten Lohnes erhalten. Die damit
entstehenden Nettokosten von rund 680 Mio Fr. wollte der Gewerkschaftsbund
gemeinsam durch die ALV, die Arbeitgeber und Arbeitnehmer tragen lassen. Vorteil
dieses Modells wäre, dass ältere Arbeitnehmer den Zeitpunkt ihres Rücktritts selber
wählen könnten und der Vorsorgeschutz voll erhalten bliebe. Im Nationalrat reichte die
SP-Fraktion eine entsprechende Motion für einen dringlichen Bundesbeschluss ein. Der
Vorstoss wurde von Allenspach (fdp, ZH) und Scherrer (ap, BE) bekämpft und seine
Diskussion deshalb verschoben. 9

ANDERES
DATUM: 17.12.1993
MARIANNE BENTELI

Die regionale Verteilung der Arbeitslosigkeit zeigte weiterhin das bekannte Muster. Die
niedrigste durchschnittliche Arbeitslosenquote wiesen die Kantone Uri und Appenzell-
Innerrhoden mit 1,6% sowie Graubünden mit 1,8% auf. Besonders hoch war die
Arbeitslosigkeit im Kanton Tessin (6,3%) sowie in den Westschweizer Kantonen Waadt
(6,9%), Wallis (6,5%), Neuenburg (6,3%), Genf (7,2%) und Jura (5,9%). Im zweisprachigen
Kanton Freiburg waren 5,0% der erwerbstätigen Bevölkerung ohne Arbeit. Die
Deutschschweizer Kantone mit der höchsten Arbeitslosenquote waren Solothurn
(4,6%), Schaffhausen (4,3%) und Zürich (4,1%). 10

ANDERES
DATUM: 30.12.1993
MARIANNE BENTELI
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Die PTT führten in den Kantonen Zürich, Freiburg, Jura und Tessin ein Pilotprojekt zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit nach dem sogenannten Solidaritätsmodell ein. Sie
nutzten dafür die im AVIG gegebene Möglichkeit, dass Pilotprojekte zur
Arbeitsbeschaffung finanziell unterstützt werden können. Nach Absolvierung eines
Einführungskurses wird ein Arbeitsloser während 12-18 Monaten in eine Gruppe von
drei freiwilligen Postbeamten mit gleichem Arbeitsort und -pensum integriert. Nach
dem Rotationsprinzip arbeiten alle vier Personen drei Wochen und beziehen dann eine
Woche Freizeit. Für Angestellte mit Betreuungspflichten reduziert sich der Lohn um
7%, für die anderen um 10%. Die Differenz bezahlt die Arbeitslosenkasse. 11

ANDERES
DATUM: 28.01.1998
MARIANNE BENTELI

Die gleiche Untersuchung wies auch auf eine Entwicklung hin, die gemäss BWA
durchaus bleibenden Charakter haben könnte, nämlich die Zunahme der befristeten
Arbeitsverhältnisse von 11% 1991 auf 18% 1997. Ohne ein Wirtschaftswachstum von 2-3%
über mehrere Jahre bestehe durchaus die Möglichkeit eines Zwei-Klassen-
Arbeitsmarktes: auf der einen Seite die besserqualifizierten Arbeitskräfte mit
unbefristeten Arbeitsverträgen, auf der anderen eine wachsende Reservearmee von
minder Qualifizierten, die nur zeitweise eine Stelle finden. Die Zahl der vorübergehend
Beschäftigten stieg im beobachteten Zeitraum von 68 000 auf 119 000 (+75%). Zudem
bestehen Anzeichen für eine sich ausbreitende Unterbeschäftigung. Während 1991
186 000 der Erwerbstätigen mit einem Anstellungverhältnis von weniger als 35 Stunden
pro Woche erklärten, sie würden gerne mehr arbeiten, waren es 1997 bereits 264 000,
was einer Zunahme um 42% entsprich. 12

ANDERES
DATUM: 27.11.1998
MARIANNE BENTELI

Ebenfalls im Sinn eines Pilotprojektes einigten sich die Sozialpartner des
Bauhauptgewerbes zusammen mit dem BWA auf ein Alters-Teilzeitmodell. Über
60jährige Arbeitnehmer sollen bis zum ordentlichen Pensionierungsalter nur noch
durchschnittlich 50 Prozent arbeiten müssen. Sie erhalten dafür 90 Prozent des letzten
AHV-pflichtigen Grundlohnes. Zwei Drittel des Lohnes übernimmt der Arbeitgeber, ein
Drittel die ALV. Als Gegenleistung müssen die Arbeitgeber für je zwei
Altersteilzeitarbeitende zwei Lehrstellen schaffen oder für je vier einen Stellenlosen
einstellen. Während der zweijährigen Pilotphase kann rund ein Viertel aller über
60jährigen Beschäftigten im Bauhauptgewerbe von diesem Modell profitieren. 13

ANDERES
DATUM: 31.12.1998
MARIANNE BENTELI

Mitte der 90er Jahre ist die Schweiz dazu übergegangen, die passive Verwaltung von
Arbeitslosentaggeldern durch einen vermehrten Einsatz aktiver
Wiedereingliederungsmassnahmen zu ersetzen. Gleichzeitig wurde die Struktur der
Arbeitsämter reformiert. In einer breit angelegten Evaluation wurden nun die Resultate
der neuen Politik wissenschaftlich untersucht. Trotz positivem Grundtenor zeigte sich
noch ein erhebliches Verbesserungspotenzial. Vor allem ein selektiverer und gezielterer
Einsatz der arbeitsmarktlichen Massnahmen und eine weitere Konzentration der
Betreuung in weniger und dafür grösseren Arbeitsvermittlungszentren könnten
offenbar die Wirksamkeit der staatlichen Arbeitslosenbetreuung noch optimieren. Das
Instrument des Zwischenverdienstes, das von rund einem Fünftel der Arbeitslosen in
der Beobachtungsperiode beansprucht wurde, erwies sich als das weitaus wirksamste.
Da bei diesen Beschäftigungen die Arbeitslosenversicherung (ALV) lediglich die
Differenz zwischen dem tatsächlich erzielten und dem (je nach Familiensituation)
garantierten Verdienst von 70-80% des früheren Einkommens bezahlen muss, ist dies
für die ALV die eindeutig billigste Lösung; zudem erhält sich der Arbeitslose mit diesen
Einsätzen „arbeitsmarktfähig“ und hat so die grösseren Chancen, wieder eine reguläre
Anstellung zu bekommen. Die Teilnahme an Beschäftigungsprogrammen scheint sich
hingegen eher kontraproduktiv ausgewirkt zu haben, während sich bei Absolventen
eines Aus- oder Weiterbildungsprogramms ein gemischtes Bild ergab. 14

ANDERES
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Der Stress am Arbeitsplatz ist in den letzten Jahren merklich angestiegen, die Zahl der
psychisch kranken Mitarbeitenden nimmt zu, und die Invalidenversicherung ist nicht
zuletzt wegen psychisch bedingter Frühpensionierungen stark defizitär. Die
volkswirtschaftlichen Gesamtkosten arbeitsbedingter Erkrankungen werden für die
Schweiz auf CHF 4.3 Mrd. pro Jahr geschätzt. Anlässlich der 5. Arbeitstagung der
Plattform Nationale Gesundheitspolitik präsentierten die Akteure aus Politik,
Wirtschaft, Medizin und Forschung erste Bausteine einer nationalen Strategie „Arbeit
und Gesundheit für die Schweiz“. Zudem verständigten sich Bund und Kantone über

ANDERES
DATUM: 11.09.2003
MARIANNE BENTELI
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eine Stärkung des gesundheitspolitischen Dialogs. 15

En avril, le Conseil fédéral a activé la clause de sauvegarde prévue dans le cadre de
l’accord sur la libre circulation des personnes entre la Suisse et l’Union européenne.
Par cette décision très attendue au sein de l’élite politique, le gouvernement a
réintroduit, dès le 1er mai de l’année sous revue, des contingents pour les
ressortissants des pays de l’UE-8 (Estonie, Hongrie, Lettonie, Lituanie, Pologne,
Slovaquie, Slovénie et République tchèque) disposant d’une autorisation de séjour de
catégorie B (indépendants ou personnes ayant un contrat de travail d’une durée
indéterminée ou supérieure à un an). Ces contingents de 2'283 autorisations sont
valables jusqu’en mai 2013 et pourront être reconduits pour une année
supplémentaire. Pour pouvoir activer la clause de sauvegarde, le nombre
d’autorisations de séjour délivrées à des personnes des Etats concernés devait
dépasser d’au moins 10% la moyenne annuelle des permis émis au cours des trois
années précédentes. Contrairement aux autorisations de séjour de catégorie B, cette
condition n’a pas été remplie pour les autorisations de séjour de courte durée (permis
L). Par conséquent, ces dernières n’ont pas fait l’objet de restrictions sur le marché du
travail suisse. 16

ANDERES
DATUM: 19.04.2012
LAURENT BERNHARD

Pour ce qui est de l’enregistrement du temps de travail, le Secrétariat d’Etat à
l’économie (SECO) a ouvert en septembre une procédure d’audition relative à
l’introduction d’une nouvelle disposition de la loi sur le travail. Le projet prévoit que les
travailleurs dont le revenu annuel brut dépasse les 175'000 francs ainsi que les
employés autorisés à signer selon le registre du commerce puissent renoncer à
enregistrer leur temps de travail. 17

ANDERES
DATUM: 11.09.2012
LAURENT BERNHARD

En décembre de l’année sous revue, le Conseil fédéral a dressé le bilan de
l’implémentation de la loi sur le travail au noir (LTN), entrée en vigueur en 2008. Le
gouvernement a conclu que la LTN avait globalement fait ses preuves. Néanmoins, il a
estimé que la lutte contre le travail au noir pouvait être améliorée. Le Conseil fédéral a
notamment constaté que les compétences dont disposaient les inspecteurs chargés
des contrôles ainsi que les obligations de déclaration des employeurs ne permettaient
que difficilement de prouver l’existence du travail au noir. Afin de pallier ces lacunes, le
Conseil fédéral a chargé le Département fédéral de l’économie (DFE) d’examiner, d’ici
fin 2014, la possibilité de réviser la loi ou l’ordonnance correspondante. 18

ANDERES
DATUM: 20.12.2012
LAURENT BERNHARD

En publiant le huitième rapport de la libre circulation des personnes entre la Suisse et
l’Union européenne, le Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO) a dressé en mai, dix ans
après l’entrée en vigueur des accords bilatéraux, un bilan de ses répercussions sur le
marché du travail suisse. Le rapport a établi que l’immigration en provenance de la zone
UE/AELE avait fortement augmenté, notamment pour ce qui est de la main d’œuvre
qualifiée. Dans l’ensemble, les indicateurs à disposition ont révélé un potentiel
d'absorption très élevé du marché du travail suisse. La libre circulation des personnes a
largement contribué à la croissance de l’emploi et de l’économie. En outre, le rapport a
conclu que la structure salariale était restée stable. L’ouverture du marché du travail
n’a pas engendré d’érosion sur les bas salaires. Les conventions collectives de travail et
les mesures d'accompagnement ayant contribué à ce résultat. 19

ANDERES
DATUM: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD

En avril, le Conseil fédéral a activé la clause de sauvegarde à l’égard des employés en
provenance des 17 anciens membres de l’Union européenne (UE-17). En même temps,
celle portant sur les ressortissants des huit pays d’Europe de l’Est (UE-8) a été
prolongée. Par ces décisions très attendues au sein de l’élite politique suisse, le Conseil
fédéral a contingenté, pour la durée d’une année, les autorisations de séjour de
catégorie B (autorisations d'une durée de cinq ans) à 2'180 pour les Etats de l’UE-8 et à
53'700 pour ceux de l’UE 17. Selon les accords sur la libre circulation des personnes
(ALCP), le gouvernement suisse avait la possibilité de réintroduire unilatéralement des
contingents jusqu'au 31 mai 2014 au plus tard à condition que le nombre d'autorisations
de séjour ou d'autorisations de séjour de courte durée dépasse d'au moins 10 % la
moyenne annuelle des autorisations émises au cours des trois années précédentes. En
revanche, le Conseil fédéral a décidé de ne pas activer la clause de sauvegarde pour ce
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qui est des autorisations de séjour de courte durée (catégorie L) bien que le seuil
permettant d’y avoir recours ait été atteint dans le cas des ressortissants des anciens
pays membres de l’Union européenne. 20

La libre circulation des personnes entre la Suisse et l’Union européenne (UE) devra
être étendue à la Croatie suite à l’adhésion de ce pays à l’UE le 1er juillet 2013. Comme
cela fut le cas pour les Etats de l’Europe de l’Est (UE-8) et pour la Roumanie et la
Bulgarie (UE-2), la Suisse a négocié avec Bruxelles un protocole additionnel qui fixe les
modalités de cette extension. L’ouverture du marché suisse de l’emploi aux
ressortissants croates se fera de manière progressive. En principe, la Suisse pourra
restreindre unilatéralement l’immigration des employés croates pendant une période
de dix ans. Plus précisément, le protocole additionnel prévoit que la Suisse aura le droit
de restreindre l’accès de la main-d’œuvre croate à son marché du travail notamment
par l’instauration de contingents. A l’issue de ces sept ans, la Suisse aura la possibilité,
sous certaines conditions quantitatives, d’activer unilatéralement la clause de
sauvegarde à l’égard de la Croatie. 21

ANDERES
DATUM: 28.08.2013
LAURENT BERNHARD

S’agissant de l’initiative du Département fédéral de l’économie, de la formation et de
la recherche (DEFR) visant à combattre la pénurie de main d’œuvre qualifiée, le
Conseil fédéral Johann Schneider-Amman a réuni en mai autour d’une table ronde les
représentants des cantons et des partenaires sociaux. Sur la base d’un rapport datant
de 2011, les participants ont déterminé quatre champs d’action visant à promouvoir le
recours au potentiel offert par la main-d’œuvre suisse. Les parties prenantes ont
convenu de relever le niveau de qualification et de formation, d’améliorer la
conciliation entre vie professionnelle et vie familiale, de créer de meilleures conditions
de travail pour les employés plus âgés et d’encourager l’innovation en vue d’accroître la
productivité. En novembre, le Conseil fédéral a adopté un ensemble de mesures
portant sur une durée de quatre ans (2015 à 2018). Les cantons et les partenaires
sociaux se sont engagés à prendre des mesures supplémentaires dans leurs domaines
de compétences respectifs. 22

ANDERES
DATUM: 06.11.2013
LAURENT BERNHARD

Le Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO) a publié en juin le neuvième rapport de
l’Observatoire sur la libre circulation des personnes relatif aux répercussions de la
libre circulation des personnes. L’accord sur la libre circulation des personnes (ALCP)
conclu entre l’Union européenne (UE) et la Suisse, qui est en vigueur depuis onze ans, a
eu pour conséquence une forte augmentation de l’immigration en provenance des
Etats de l’UE et de l’Association européenne de libre-échange (AELE). Celle-ci s’est
élevée en moyenne à 38'400 personnes par année, alors que le solde migratoire était
légèrement négatif en ce qui concerne ces pays avant que l’ALCP ne prenne effet. Le
rapport dresse un bilan largement positif. Face à cette hausse sensible de
l’immigration, le marché suisse du travail a fait preuve d’une bonne capacité
d’absorption. De manière générale, les observations à long terme tenant compte de
plusieurs cycles conjoncturels indiquent que l’immigration induite par la libre
circulation des personnes n’a pas augmenté le taux de chômage. L’analyse plus détaillée
révèle que la seule exception concerne cependant les personnes hautement qualifiées
nées en Suisse. Pour cette catégorie, le taux de chômage a augmenté de 0,2%. Le
rapport établit par ailleurs que les mesures d’accompagnement ayant pour but de lutter
contre la baisse des salaires se sont révélées efficaces. Finalement, l’immigration a
ralenti le vieillissement de la population en Suisse et a amélioré les comptes de l’AVS. 23

ANDERES
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

Dans le cadre de la lutte contre les abus, les activités de contrôle liées aux mesures
d’accompagnement à la libre circulation des personnes ont augmenté de 22% en 2013
par rapport à 2012 selon le Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO). Ces contrôles ont
débouché sur des constats de sous-enchères salariales dans 8% des cas et sur des
soupçons d’infraction aux minima fixés par les conventions collectives du travail (CCT)
dans 25%. Le SECO a fait savoir que ces contrôles allaient être renforcés en 2014. 24
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Le Conseil fédéral a adopté en août son message portant sur la ratification de la
convention de l’Organisation internationale du travail (OIT) concernant le travail
décent pour les travailleuses et travailleurs domestiques. Cette convention, signée en
2011, a pour but de garantir aux travailleurs domestiques un traitement qui ne soit pas
moins favorable que celui accordé aux autres travailleurs. Elle comporte également des
dispositions au niveau des conditions de vie et de travail (temps de travail,
rémunération, sécurité et santé au travail). C’est le Conseil des Etats qui se penchera le
premier sur cet objet a priori peu controversé, étant donné que la ratification
n’entraînerait aucune modification des dispositions législatives du droit suisse. 25

ANDERES
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

Ende April, respektive im Mai, 2014 liefen die in den Jahren zuvor eingeführten
Kontingente (Ventilklausel) für Staatsangehörige der EU-Mitgliedstaaten, die der EU
2004 beigetreten sind (EU-8), respektive der „alten“ EU-Mitglieder (EU-17) aus. Die
Möglichkeit, unter bestimmten Voraussetzungen Aufenthaltsbewilligungen für
Angehörige dieser Staaten zu kontingentieren, war im Freizügigkeitsabkommen (FZA)
der Schweiz mit der EU so vorgesehen. Mit dem Auslaufen der Ventilklausel galt für die
Staatsangehörigen dieser 25 EU-Mitgliedstaaten die volle Personenfreizügigkeit, sofern
sie in der Schweiz eine Arbeitsstelle hatten oder als Nichterwerbstätige über genügend
finanzielle Mittel für ihren Unterhalt verfügten. In welcher Weise der vom Stimmvolk am
9. Februar 2014 beschlossene Systemwechsel das FZA beeinflussen würde, war Ende
2014 noch nicht vorherzusehen. 26

ANDERES
DATUM: 31.05.2014
DAVID ZUMBACH

Im Juli 2014 publizierte das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) den zehnten
Observatoriumsbericht zum Freizügigkeitsabkommen der Schweiz mit der EU. Danach
waren im Jahr 2013 netto 66'200 Staatsangehörige der EU/EFTA-Staaten in die Schweiz
eingewandert. Das war der höchste Wert, der seit der Einführung des
Freizügigkeitsabkommens im Jahr 2002 festgestellt worden war. Der Bericht analysierte
hauptsächlich die Auswirkungen des FZA auf den Schweizer Arbeitsmarkt und die
Sozialversicherungen und kam zu einem mehrheitlich positiven Schluss. Das FZA hätte,
so der Bericht, den inländischen Unternehmen den Zugang zum europäischen
Arbeitskräftepotenzial erleichtert und damit der Schweiz ein überdurchschnittliches
Wirtschafts- und Beschäftigungswachstum ermöglicht. Verschiedene Indikatoren
liessen auf eine über die Lohnverteilung hinweg insgesamt ausgewogene und positive
Lohnentwicklung schliessen. Die flankierenden Massnahmen hätten auch ein Abgleiten
der tieferen Löhne verhindert. Die starke Zuwanderung habe zudem seit 2002 die
Alterung der Bevölkerung verlangsamt und damit die umlagefinanzierten
Sozialversicherungen der ersten Säule entlastet. Gewisse Mehrkosten waren
demgegenüber der Arbeitslosenversicherung erwachsen, doch waren diese laut Bericht
im Rahmen der Erwartungen geblieben. 27

ANDERES
DATUM: 09.07.2014
DAVID ZUMBACH

Die Zahl der Erwerbstätigen in der Schweiz ist gemäss den Erhebungen des
Bundesamtes für Statistik (BFS) zwischen dem 4. Quartal 2013 und dem 4. Quartal 2014
um 2,2% gestiegen und erreichte mit insgesamt 5,008 Mio. Erwerbstätigen einen neuen
Höchststand. Dabei gilt es hervorzuheben, dass die Zahl der erwerbstätigen Frauen mit
3,2% wiederholt stärker zunahm als jene der Männer, die in der Vergleichsperiode um
1,4% anstieg. Ebenfalls wuchs im Beobachtungszeitraum die Zahl der ausländischen
Arbeitskräfte (4,2%) stärker an als jene der schweizerischen Arbeitskräfte (1,4%). Die
Zahl der Teilzeiterwerbstätigen stieg im Vergleich zum 4. Quartal 2013 um 81‘000 auf
1,665 Mio., wovon 313‘000 gerne mehr arbeiten wollten und damit als unterbeschäftigt
galten. Die Quote an Unterbeschäftigten betrug somit im 4. Quartal 2014 6,5% und lag
0,1% über dem Wert der Vergleichsperiode im Vorjahr. 28

ANDERES
DATUM: 31.12.2014
DAVID ZUMBACH

Im Juni 2015 veröffentlichte das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) den 11.
Observatoriumsbericht zum Freizügigkeitsabkommen der Schweiz mit der EU. Dem
Bericht zufolge lag die Nettozuwanderung aus dem gesamten EU/EFTA-Raum 2014 mit
50'600 Personen deutlich unter dem Wert des Vorjahrs (68'000). Über 60% der neu
ausgestellten Aufenthaltsbewilligungen gingen dabei an Zuwanderer, die zur Aufnahme
einer Erwerbstätigkeit in die Schweiz einreisten. Im Mittel waren die FZA-Zuwanderer,
so der Bericht, "formal höher qualifziert" als die Schweizer Erwerbsbevölkerung. Seit
Inkrafttreten des Freizügigkeitsabkommens am 1. Juni 2002 haben EU/EFTA-
Staatsangehörige in der Schweiz vor allem im Gesundheits- und Sozialwesen sowie im
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Bereich der wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen Arbeit gefunden.
Ausgeprägt war der Beschäftigungszuwachs weiter in der Industrie, im Handel und im
Baugewerbe. Der Bericht kam weiter zum Schluss, dass sich das gesamtschweizerische
Niveau der Arbeitslosigkeit seit Inkrafttreten des FZA kaum verändert hatte. Zudem war
bei Betrachtung der ständigen Wohnbevölkerung keine relevante Lohndifferenz
auszumachen. Eine Lohndifferenz bestand hingegen zwischen ansässigen
Erwerbstätigen und Grenzgängern. Der Bericht strich vor allem die Situation im Kanton
Tessin heraus, wo sich die bereits erhebliche negative Lohndifferenz von Grenzgängern
in den letzten Jahren noch deutlich vergrössert hatte. Wie bereits im Jahr zuvor kam
der Bericht zum Schluss, dass die Zuwanderung die umlagefinanzierten
Sozialversicherungen der ersten Säule seit 2002 entlastet, jedoch im Bereich der
Arbeitslosenversicherung (ALV) gewisse Mehrkosten erzeugt hatte. 29

Im Juli 2016 veröffentlichte das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) den 12.
Observatoriumsbericht zum Freizügigkeitsabkommen der Schweiz mit der EU. Gemäss
Bericht lag die Nettozuwanderung aus dem EU/EFTA-Raum 2015 bei 47'800 Personen
und blieb damit trotz rückläufigem Wirtschaftswachstum und eingetrübter
Beschäftigungslage nur um 5% unter dem Vorjahresniveau. Im ersten Quartal 2016 habe
sich der Zuwanderungsrückgang dann aber deutlich akzentuiert. Der Bericht, der sich in
erster Linie mit den Auswirkungen der Zuwanderung auf den Arbeitsmarkt
auseinandersetzte, kam überdies zum Schluss, dass die jüngste Zuwandererkohorte im
Mittel schlechter ausgebildet war als die Zuwandererpopulation der frühen Jahre unter
der Personenfreizügigkeit und damit für den Schweizer Arbeitsmarkt eine "ungünstigere
Qualifikationsstruktur" aufwies. Zudem waren, so die Autoren, EU/EFTA-
Staatsangehörige stärker von der schwächelnden Wirtschaft und den negativen
Arbeitsmarkttendenzen betroffen als Schweizer Arbeitnehmende. Aus den Lohndaten
ergaben sich überdies wie im Vorjahr Hinweise darauf, dass im Tessin und auch im
Jurabogen Grenzgänger bei gleicher Qualifikation für die gleiche Arbeit teilweise
weniger Lohn erhielten als in der Schweizer wohnhafte Arbeitnehmende. Gleichwohl
stellte das Observatorium fest, dass das Lohnwachstum in der Schweiz seit Inkrafttreten
des Freizügigkeitsabkommens im Jahr 2002 "insgesamt robust" und "über die
Lohnverteilung hinweg ausgewogen" ausgefallen war, woraus die Autoren schlossen,
dass die flankierenden Massnahmen die Löhne der einheimischen Erwerbsbevölkerung
erfolgreich zu schützen vermochten. 30

ANDERES
DATUM: 05.07.2016
DAVID ZUMBACH

Le Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO) publie le treizième rapport de l’Observatoire
sur la libre circulation des personnes entre la Suisse et l'UE relatif à l'année 2016. Le
solde migratoire par rapport à l'UE/AELE se monte à 35'000 personnes, soit une
diminution de 27% par rapport à 2015. Le solde migratoire est de 56'300 individus issus
des Etats tiers. L'année 2016 enregistre une baisse importante de l'immigration
portugaise (1'400 personnes; -72% par rapport à 2015), espagnole (2'000; -41%) et
allemande (3'500; -36%). L'immigration française et italienne reste relativement élevée
(9'500; -14% et 5'700; -26%).  
Le rapport dresse également un bilan des quinze années de libre circulation.
L'immigration nette moyenne par année englobe 65'500 personnes, dont les deux tiers
proviennent de l'UE. Le marché du travail suisse requérant de la main d’œuvre
hautement qualifiée, la main d’œuvre de l'UE se retrouve fortement représentée dans
les branches des services. Avant la crise financière de 2008-2009, la plupart de la main
d’œuvre étrangère était issue d'Allemagne. Suite à celle-ci, l'immigration émane
principalement de l'Europe du Sud et de l'Est. Au regard de l'évolution du marché du
travail sur la période, il n'y a eu aucun signe d'une répercussion négative de
l'immigration sur le chômage. Par contre, la libre circulation aurait favorisé un léger
frein à la croissance des salaires des travailleurs hautement qualifiés. 31

ANDERES
DATUM: 04.07.2017
DIANE PORCELLANA

L’initiative sur le personnel qualifié est passée dans les affaires ordinaires, suite à la
décision du Conseil fédéral. Les objectifs de rendre l’économie suisse moins tributaire
de la main-d’œuvre étrangère et de lutter contre la pénurie de main-d’œuvre qualifiée
ont été atteints, même si des mesures en matière d’exploitation du potentiel indigène
sont encore nécessaires. S’agissant des mesures qui seront maintenues, notamment la
consolidation et le développement de l’enseignement, elles continueront d’être sous la
responsabilité des départements et des unités administratives. Le SECO continuera de
sensibiliser et de prendre des décisions sur ce sujet. 32
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Une déclaration tripartite sur le futur du travail et du partenariat social à l'ère de la
numérisation de l'économie a été signée par le conseiller fédéral Johann Schneider-
Ammann et les représentants de l'Union patronale suisse, de l'Union suisse des arts et
métiers, de l'Union syndicale suisse et de Travail.Suisse. Les différents acteurs
s'engagent à assurer la compétitivité de la place économique helvétique en adaptant les
conditions sociales et de travail pour défendre et créer des emplois décents et
hautement qualifiés. Ils misent également sur la formation et le perfectionnement
professionnels, ainsi que sur les conventions collectives de travail pour répondre aux
défis découlant de la numérisation de l'économie. 33

ANDERES
DATUM: 18.10.2018
DIANE PORCELLANA

Le Conseil fédéral instaure une rente-pont pour les chômeurs en fin de droits de plus
de 60 ans, afin d'assurer leurs besoins vitaux. Pour y prétendre, ils devront avoir cotisé
au minimum 20 ans avec un revenu annuel équivalent au seuil d'accès au deuxième
pilier. Les personnes au bénéfice d'une rente AVS ou disposant d'une fortune
supérieure à 100'000 francs n'y auront pas accès. Cette mesure coûtera 95 millions de
francs par an. Hormis l'UDC, les partenaires sociaux et la majorité des partis ont
approuvé la création de la rente-pont. 34

ANDERES
DATUM: 15.05.2019
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Arbeitszeit

Toutefois, afin de sauvegarder leur compétitivité face à l’appréciation du franc suisse,
plusieurs entreprises exportatrices (entre autres Lonza, Bucher, Franke, Arbonia
Forster, Dätwlyer, Alu Menziken et Bühler) ont demandé à leurs employés d’allonger le
temps de travail. Ces mesures se sont réalisées au cas par cas par des accords internes
sur la base du partenariat social. En contrepartie de l’allongement du temps de travail,
ces entreprises se sont engagées à ne pas recourir à des licenciements.
. 35

ANDERES
DATUM: 08.07.2011
LAURENT BERNHARD

La procédure d’audition relative à l’introduction d’une nouvelle disposition de la loi sur
le travail portant sur l’enregistrement du temps de travail a mis en lumière des
positions très éloignées les unes des autres. Le projet mis en consultation prévoyait
que les salariés dont le revenu annuel brut dépasse 175'000 francs ainsi que ceux
autorisés à signer selon le registre du commerce puissent renoncer à enregistrer leur
temps de travail. Face à ce manque de consensus, le Département fédéral de
l’économie, de la formation et de la recherche (DEFR) a décidé de ne pas soumettre le
projet au Conseil fédéral, mais de charger le Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO)
d’élaborer une nouvelle proposition plus détaillée. 36
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Kollektive Arbeitsbeziehungen

Ein Lohnstreik in der Basler Zentralwäscherei (Zeba) forderte letztlich ein politisches
Opfer, das von den Gewerkschaften so wohl nicht gewollt war. Die seit 1994 privatisierte
Zeba, in welcher der Kanton Mehrheitsaktionär ist, hatte dem Personal
Änderungskündigungen zugestellt, die zu drastischen Lohnsenkungen (von 4'200 auf
3'100 Fr.) für jene Personen geführt hätten, die noch vor der Privatisierung angestellt
worden waren. Für die soziale Abfederung dieser Massnahme war der Zeba-
Verwaltungsrat bereit, 2 Mio Fr. aufzuwerfen. Nachdem sich die eigentlich nicht als
Vertragspartnerin registrierte GBI in den Konflikt eingeschaltet und mit Arbeitskampf
gedroht hatte, wurde die Situation für die Zeba-Verwaltungsratspräsidentin, die Basler
SP-Regierungsrätin Veronika Schaller, immer ungemütlicher. Nach einem Warnstreik im
März legte der Verwaltungsrat die Änderungskündigungen vorderhand auf Eis und stellte
zusätzliche 1,5 Mio Fr. für den Sozialplan in Aussicht, allerdings nur unter der
Bedingung, dass sich die Sozialpartner bis Ende Mai über die Verwendung der 3,5 Mio
Fr. einigen. Nachdem die Frist ergebnislos abgelaufen war, sprachen sich Ende Juni die
gewerkschaftlich organisierten Mitarbeiter in einer Urabstimmung für einen
unlimitierten Streik aus, falls das Unternehmen die Änderungskündigungen nicht
definitiv zurücknehme, wodurch sich die Gewerkschaften GBI und VPOD in ihrer harten
Haltung bestätigt sahen.

Der Verwaltungsrat hielt an den Kündigungen fest, nahm seine Zusage für 1,5 zusätzliche
Mio Fr. zurück, garantierte aber, dass keine Bruttolöhne unter 3'000 Fr. bezahlt
würden. Der Direktor des Gewerbeverbandes Basel-Stadt und Nationalrat Eymann (lps,
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BS) sowie der Präsident des SGB des Kantons erhielten anfangs Juli ein
Vermittlungsmandat bis Ende September. GBI und VPOD verweigerten aber das
Gespräch, obgleich die Vermittler nun nicht mehr minimale Brutto- sondern
Nettolöhne von mindestens 3'000 Fr. zusagten, und eine externe Beraterfirma dem
Verwaltungsrat attestiert hatte, betriebswirtschaftlich sei der Spielraum, um im
ungelernten Bereich Löhne über dem Marktniveau zahlen zu können, gering. Entnervt
trat Ende Oktober Regierungsrätin Schaller mit sofortiger Wirkung als Präsidentin des
Zeba-Verwaltungsrates zurück. Die politische Quittung folgte aber auf dem Fuss. Ende
November wurde Schaller bei den Erneuerungswahlen für den Basler Regierungsrat
abgewählt. Ihre Wahlniederlage kostete die SP einen Sitz und begründete den
bürgerlichen Wahlsieg in Basel-Stadt. Am 29. November traten die Mitarbeitenden der
Zeba in einen unbefristeten Streik, obgleich der Zeba-Verwaltungsrat weitere
Konzessionen gemacht hatte. Am 4. Dezember wurde der Streik beendet, nachdem sich
die Gewerkschaften mit ihren Hauptforderungen durchgesetzt hatten. 37

Streikposten der Gewerkschaft GBI verhinderten am frühen Morgen des 4. Mai die
Aufnahme der Arbeit in der Aare-Wäscherei in Rheinfelden (AG), wobei sie von mehr als
der Hälfte der 90 Angestellten unterstützt wurden. Grund für den Streik waren die
tiefen Löhne der Belegschaft sowie die fristlose Entlassung eines Vertrauensmanns der
Gewerkschaften. Nachdem die Geschäftsleitung zugesagt hatte, den Gewerkschafter
wieder einzustellen und die Lohnverhandlungen unverzüglich aufzunehmen, wurde der
Streik beendet; die Aare-Wäscherei erhöhte ab Juli die Minimallöhne um 550 Fr. pro
Monat. 38

ANDERES
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Warnstreiks fanden in vielen Kantonen im öffentlichen Dienst statt. Im Kanton Genf
waren es die Schüler und Lehrer der Ingenieurschule, die Mitarbeiter der Sozialdienste
und die Angestellten von „Edipresse“, die stundenweise streikten. Im Kanton Waadt
legte ein Teil der Lehrerschaft und des Pflegepersonals im Februar für einen Tag die
Arbeit nieder. Im Kanton Zürich machte das Pflegepersonal Anfang Mai mit
stundenweisen „Protestpausen“ auf seine missliche Lage aufmerksam. Im September
traten rund 60% der Zürcher Lehrerschaft während einer Stunde in den Ausstand, um
gegen den Finanzabbau im Schulwesen zu demonstrieren. 39

ANDERES
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Erstmals kam es in der Reinigungsbranche zu einem GAV. Er sieht vor, dass alle
Angestellten einen 13. Monatslohn und Nettolöhne von mindestens 3'000 Fr. erhalten;
über 50-jährigen Vollzeitbeschäftigten wird zudem eine fünfte Ferienwoche gewährt.
Die Branche machte die Unterzeichnung allerdings davon abhängig, dass der GAV vom
Bundesrat für allgemeinverbindlich erklärt wird, um nicht die Konkurrenzfähigkeit von
Billigfirmen zu verstärken. 40

ANDERES
DATUM: 06.01.2001
MARIANNE BENTELI

Angesichts der guten Baukonjunktur starteten die Arbeitnehmerverbände des
Baugewerbes mit Rückenwind in die Verhandlungen für einen neuen
Landesmantelvertrag. Sie verlangten die 37,5-Stunden-Woche, 250 Fr. mehr Lohn und
eine allgemeine Pensionierung mit 60 Jahren. In der Frage des Rentenalters zeigten
sich die Arbeitgeber entgegenkommend, nicht aber beim Lohn und der Arbeitszeit. Für
ihre Haltung machten sie Kostensteigerungen aus früheren Lohnanpassungen sowie die
harte Konkurrenz geltend. Die Gewerkschaften reagierten darauf mit einem nationalen
Protesttag am 19. November, an dem rund 7'000 Bauarbeiter teilnahmen. 41

ANDERES
DATUM: 15.05.2001
MARIANNE BENTELI

Anders als im Vorjahr bei der SBB ging die Aushandlung des ersten GAV für die rund
50'000 Mitarbeitenden der Post, die ab 2002 obligationenrechtlich angestellt sind,
nicht so schlank über die Bühne. Während die christliche Gewerkschaft Transfair der
Regelung deutlich zustimmte, meldeten die Westschweizer und Tessiner Sektionen der
Gewerkschaft Kommunikation Widerstand an. Dank grosszügiger Ferienregelung und
einer Garantie der bisherigen Löhne bis 2004 stimmte aber doch eine Mehrheit dem
GAV zu. 42

ANDERES
DATUM: 04.09.2001
MARIANNE BENTELI
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Die Gewerkschaft SMUV warf der Maschinenindustrie eine „Verluderung der Sitten“ vor,
weil bei Massenentlassungen die Pflicht zur Information und Konsultation der
Arbeitnehmenden weitgehend ausgehöhlt werde. In rund 30 Abbaufällen des laufenden
Jahres sei das im OR und im GAV vorgesehene Konsultationsverfahren missachtet
worden. Die Gewerkschaft verlangte deshalb eine verschärfte Informations- und
Offenlegungspflicht im OR und im GAV. 43

ANDERES
DATUM: 24.11.2001
MARIANNE BENTELI

Die Sozialpartner im Gastgewerbe einigten sich auf einen neuen GAV für die rund
225'000 Beschäftigten. Hauptpunkt war die teilweise substantielle Erhöhung der
Mindestlöhne, die in der Regel nicht mehr unter 3'000 Fr. liegen dürfen. Allerdings
erreichten die Arbeitgeber, dass in wirtschaftlich schwachen Regionen – wozu
sämtliche Regionen gehören, die unter das Bundesgesetz über die Investitionshilfe in
Berggebieten fallen – die Mindestlöhne um 10% unterschritten werden dürfen. Die
Löhne für Hilfskräfte können in den ersten sechs Monaten der Anstellung um 10% (ab
2002) resp. um 5% (ab 2003) unter den vertraglichen Mindestlöhnen liegen. 44

ANDERES
DATUM: 31.12.2001
MARIANNE BENTELI

Ende 2003 läuft der erste GAV zwischen der Swisscom und den Gewerkschaften aus.
Vorzeitig gegenüber dem normalen Verhandlungsrhythmus bat die Swisscom bereits im
September die Personalverbände um neue Gespräche. Diese endeten nach zwei
Runden mit einem Eklat: Die Gewerkschaftsvertreter verliessen den Verhandlungstisch
unter Protest und verweigerten jede weitere Diskussion. Sie zeigten sich empört ob der
Absicht der Swisscom, mit den Gewerkschaften nur noch einen Rahmen-GAV
abzuschliessen, die konkreten Arbeitsbedingungen aber in Betriebsvereinbarungen zu
regeln, wodurch die Gewerkschaften von den Verhandlungen ausgeschlossen würden,
da diese zwischen dem Arbeitgeber und den Betriebskommissionen geführt werden.
Gemäss den Gewerkschaften will sich die Swisscom mit diesem Ansinnen von der
bisherigen Sozialpartnerschaft verabschieden, die Löhne individualisieren und durch
den Abbau von Regeln den Arbeitsdruck auf die Beschäftigten erhöhen. Das Vorgehen
sei eine gravierende Verletzung des Telekommunikationsunternehmungsgesetzes (TUG);
dieses wurde bei der Umwandlung des öffentlichen Betriebes Swisscom in eine
privatrechtliche Aktiengesellschaft erlassen und schreibt vor, dass das Unternehmen
einen GAV abschliesst. Die Swisscom erklärte ihrerseits, sie sei an einer guten
Sozialpartnerschaft nach wie vor interessiert, wolle aber ein innovatives Modell
einführen, das die neue Gruppenstruktur besser abbildet und den
Gruppengesellschaften grössere Flexibilität in der Ausgestaltung ihrer
Arbeitsverhältnisse einräumt. 45

ANDERES
DATUM: 11.10.2002
MARIANNE BENTELI

Nach langen Verhandlungen, rhetorischen Giftpfeilen auf beiden Seiten, Streiks und
Demonstrationen einigten sich die Sozialpartner der Bauwirtschaft Mitte November auf
einen neuen Gesamtarbeitsvertrag, welcher das Rentenalter der Bauarbeiter
schrittweise auf 60 Jahre senkt. Der neue GAV tritt auf den 1. Juli 2003 in Kraft,
allerdings nur unter der von den Baumeistern eingebrachten Bedingung, dass ihn der
Bundesrat bis zu diesem Datum für die ganze Branche allgemeinverbindlich erklärt. In
einem letzten Verhandlungsmarathon setzten die Gewerkschaften GBI und Syna die
Rentenhöhe von 70% des letzten Bruttolohns (plus 6'000 Fr. Sockelbeitrag) durch. Im
Gegenzug erreichten die Baumeister, dass die Arbeitgeberbeiträge (4% der
Lohnsumme) bis 2011 nicht erhöht werden. Es wurde vereinbart, dass externe Experten
2005 überprüfen, ob die vorgesehenen Beiträge zur längerfristigen Finanzierung der
Renten ausreichen. Falls dies nicht der Fall sein sollte, müssten die Renten gesenkt
oder die Arbeitnehmerbeiträge erhöht werden. Kaum bestritten war der neue
Landesmantelvertrag, der am 1. April 2003 in Kraft tritt. Er sieht vor, dass 2003 ein
Teuerungsausgleich von 1,2%, aber keine Reallohnerhöhung ausgerichtet wird; diese
wird erst 2004 bei guter Konjunktur fällig. 46

ANDERES
DATUM: 31.12.2002
MARIANNE BENTELI

Die Gewerkschaft SMUV präsentierte ihre Forderungen für die Verhandlungen zur
Gesamterneuerung des GAV der Maschinenindustrie. Da die Erfahrungen der letzten 10
Jahre gezeigt hätten, dass die Entlöhnung nicht mit der Produktivitätssteigerung und
den Gewinnen Schritt halte, verlangte der SMUV eine Anhebung der Löhne um 2% plus
den Teuerungsausgleich. Generell soll es in der Maschinenindustrie keine Löhne unter
3'500 Fr. brutto pro Monat mehr geben. Zudem sollen konkrete Massnahmen zur
Lohngleichheit zwischen Männern und Frauen getroffen werden. Die Gewerkschaft will

ANDERES
DATUM: 31.12.2002
MARIANNE BENTELI
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zudem eine Verkürzung der jährlichen Normalarbeitszeit um 40 Stunden auf 2'040
Stunden sowie zwei zusätzliche Ferientage. Schliesslich verlangte der SMUV ein direktes
Interventionsrecht der Gewerkschaften bei Entlassungen und Umstrukturierungen
sowie die Einführung einer gesetzlichen Sozialplanpflicht bei Massenentlassungen. 47

Der GAV in der Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie (Mem-Industrie) wurde um
zweieinhalb Jahre bis Ende 2005 verlängert. Von diesem GAV sind 120'000 Angestellte
in 611 Unternehmen direkt betroffen. Die Verlängerung des Vertrags wurde jedoch als
Signal für die gesamte Mem-Industrie mit ihren 318'000 Arbeitnehmenden erachtet. Die
Arbeitgeber machten geltend, es gehe darum, die Branche wettbewerbsfähig zu
erhalten, um auch im momentanen schwierigen wirtschaftlichen Umfeld möglichst viele
Arbeitsplätze retten zu können. Die Gewerkschaften, die ursprünglich mit
weitreichenden Forderungen in die Verhandlungen gestiegen waren, würdigten die
Verlängerung als Bekenntnis zur Sozialpartnerschaft und zum Erhalt von
Arbeitsplätzen. 48

ANDERES
DATUM: 10.04.2003
MARIANNE BENTELI

In Sitten wurde Ende Jahr der erste Gesamtarbeitsvertrag (GAV) in der Schweizer
Landwirtschaft unterzeichnet. Er regelt minimale soziale Standards für 8'000
Beschäftigte in 5'000 Walliser Bauernbetrieben. Der mit den christlichen
Gewerkschaften vereinbarte GAV tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. Für die
Gewerkschaften fixiert der GAV ein "akzeptables" soziales Minimum. Für unqualifizierte
Hilfskräfte werden Stundenlöhne von CHF 10,85 bis 13,50, für Berufsleute CHF 17 bis 20
und für Kaderleute CHF 20,50 bis 24 bezahlt. Gegenüber heute steigen die Löhne - je
nach Funktion - um 1,4 bis 8%. Der Vertrag regelt neben den Minimallöhnen auch die
wöchentliche Arbeitszeit von 48 bis 55 Stunden sowie die Beteiligung an den
Krankenkassenprämien. Der GAV soll dazu beitragen, Schwarzarbeit zu verhindern. Er
gilt für eine Dauer von drei Jahren. Im Wallis ist vor allem zur Erntezeit der Bedarf an
Hilfskräften gross, da die Gemüse-, Wein- und Obstproduktion 75% des
landwirtschaftlichen Einkommens ausmacht. 49

ANDERES
DATUM: 21.12.2004
MARIANNE BENTELI

Auf den 1. Juni traten die Übergangsbestimmungen zum
Personenfreizügigkeitsabkommen zwischen der Schweiz und der EU in die zweite
Phase. Schweizerinnen und Schweizer haben ab diesem Zeitpunkt freien Zugang zum
Arbeitsmarkt der bisherigen 15 EU-Länder. Umgekehrt bleiben die Kontingente für EU-
Angehörige bis 2007 bestehen, wobei allerdings der Vorrang inländischer Arbeitskräfte
und die systematische Kontrolle aller neuen Arbeitsverträge bezüglich Lohn- und
Arbeitsbedingungen entfallen. Dafür greifen die 1999 beschlossenen flankierenden
Massnahmen, die ein Lohn- und Sozialdumping verhindern sollen. 50

ANDERES
DATUM: 31.12.2004
MARIANNE BENTELI

Im Strassentransportgewerbe wurde im Berichtsjahr erstmals ein für die ganze Schweiz
geltender Gesamtarbeitsvertrag abgeschlossen. Diese ab 2006 geltende Vereinbarung
regelt die Minimalanforderungen an die weiterhin regional oder einzelbetrieblich
ausgehandelten Arbeitsverträge. 51

ANDERES
DATUM: 10.06.2005
HANS HIRTER

Im Juni einigte sich die Gewerkschaft Unia mit den Arbeitgebern auf einen neuen, ab
2006 gültigen Gesamtarbeitsvertrag für das Bauhauptgewerbe. Nachdem im Vorjahr die
Vertragsverhandlungen von gewerkschaftlichen Protestaktionen geprägt gewesen
waren, erstaunte die rasche und friedliche Einigung. Auch bei den Malern und Gipsern,
wo im Vorjahr noch gestreikt worden war, kam ein neuer GAV zustande. Vertreter
sowohl der Arbeitgeberverbände als auch der Gewerkschaften gaben zu, dass die
bevorstehende Volksabstimmung über die Ausweitung der Personenfreizügigkeit auf
die neuen EU-Mitglieder ein wesentlicher Grund für die raschen und ohne störende
Begleitgeräusche erzielten Vertragsabschlüsse gewesen war. Grosse Arbeitskonflikte
und lautstarke Kontroversen zwischen den Sozialpartnern hätten ihrer Ansicht nach die
Annahme des Freizügigkeitsabkommens gefährdet. 52

ANDERES
DATUM: 13.06.2005
HANS HIRTER
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Im Bereich der Printmedien demonstrierten die Unternehmer, dass sie wenig Interesse
an einer raschen Beendigung des vertragslosen Zustands haben. Sie verabschiedeten an
ihrer Jahrestagung einen Katalog von Mindeststandards für individuelle Arbeitsverträge,
den sie im Alleingang, das heisst ohne Konsultation der Gewerkschaften erarbeitetet
hatten. 53

ANDERES
DATUM: 22.09.2005
HANS HIRTER

In der Maschinenindustrie einigten sich die Sozialpartner auf einen neuen GAV, der als
wesentlichste Neuerung eine Erweiterung der Umstände enthält, unter denen eine
Ausdehnung der Jahresarbeitszeit erlaubt ist. Diese von den Gewerkschaften lange
bekämpfte Flexibilisierung ist neu nicht nur zur Überwindung einer wirtschaftlichen
Gefährdung eines Unternehmens möglich, sondern auch in bestimmten anderen
Situationen (z.B. zur Bewältigung von besonderen Innovationsprojekten oder zur
Anpassung an spezielle Produktionszyklen). Als Gegenleistung für ihr Entgegenkommen
erhielten die Gewerkschaften gewisse Mitspracherechte. 54

ANDERES
DATUM: 02.12.2005
HANS HIRTER

Der Arbeitskonflikt beim Buntmetallverarbeiter Swissmetal Boillat im bernjurassischen
Reconvilier brach im November wieder offen aus. Der Anlass war diesmal der Entscheid
der Unternehmensleitung, den Giessereibetrieb im Werk Reconvilier aufzuheben und in
das Werk Dornach (SO) zu verlagern. Im Gegensatz zum Vorjahr kam es aber noch nicht
zu einem Streik. 55

ANDERES
DATUM: 13.12.2005
HANS HIRTER

Der Migros, dem grössten privaten Arbeitgeber der Schweiz, gehen langsam die
Sozialpartner aus. 2005 hatte die Gewerkschaft Unia das Handtuch geworfen, nun
kehrte auch Gewerkschaft Syna dem orangen Riesen den Rücken und erklärte, sie
werde den neuen GAV nicht unterzeichnen, da der Vertrag neben einigen
Verbesserungen (Einführung eines zweiwöchigen Vaterschaftsurlaubs, Ausdehnung des
Mutterschaftsschutzes) inakzeptable Verschlechterungen enthalte, insbesondere die
Bestimmung, dass das Unternehmen die wöchentliche Arbeitszeit um zwei Stunden
verlängern oder verkürzen kann – mit oder ohne Lohnangleichung. Schliesslich wurde
der GAV nur von den beiden Berufsverbänden KV Schweiz und
Metzgereipersonalverband unterzeichnet. 56

ANDERES
DATUM: 14.11.2006
MARIANNE BENTELI

Beim Buntmetallverarbeiter Swissmetal Boillat im bernjurassischen Reconvilier
verhärteten sich im Lauf des Januars die Fronten zwischen der Arbeitnehmerschaft,
welche die volle Unterstützung der Gewerkschaft Unia und von weiten Teilen der
lokalen Bevölkerung hatte, und der Unternehmensleitung zusehends. Die Belegschaft
wehrte sich gegen einen Restrukturierungsplan der Firma, wonach der Giessereibetrieb
in Reconvilier aufgehoben und in das Werk nach Dornach (SO) verlegt werden sollte.
Dadurch hätten rund 100 der 320 Mitarbeitenden ihre Stelle in Reconvilier verloren. Am
25. Januar wurde der unbefristete Streik ausgerufen. Die Konzernleitung drohte mit
Stilllegung des Betriebs, falls die Arbeit nicht umgehend wieder aufgenommen werde
und entliess schliesslich 21 Kadermitarbeiter, die sich mit der Belegschaft solidarisiert
hatten, sowie später rund 120 Mitarbeitende; als Kündigungsgrund für letztere
Massnahme wurde ein Kundenverlust durch den Streik ins Feld geführt. 

In dieser schier ausweglosen Situation schaltete sich Bundesrat Deiss, Vorsteher des
EVD ein, empfing Vertreter beider Konfliktparteien zu getrennten Gesprächen und
schlug schliesslich die Einsetzung eines Mediators in der Person des Unternehmers Rolf
Bloch vor. Nach 30 Tagen wurde der Streik ausgesetzt und die Verhandlungen unter
Leitung von Bloch aufgenommen, nachdem die Geschäftsleitung zugesichert hatte, dass
sie die angedrohten Strafanzeigen gegen die Streikenden nicht eingereicht hatte. In der
Folge wurden auch einige der ausgesprochenen Kündigungen zurückgezogen. Zudem
wurde ein neutraler Experte eingesetzt, der die betriebswirtschaftliche Lage in
Reconvilier durchleuchten sollte. Dieser empfahl den Konfliktparteien, sich auf die
Weiterführung der Giesserei während maximal vier Jahren zu einigen. Entlassene
Mitarbeiter sollen im Rahmen der Möglichkeiten des Unternehmens wieder eingestellt
und in Reconvilier wieder ein Werkleiter eingesetzt werden. Die Umsetzung der
Massnahmen hätte eine neutrale Gruppe überwachen sollen. Von dieser externen
Kontrolle wollte die Geschäftsleitung allerdings nichts wissen, sie setzte die Mediation
aus und erklärte, die Empfehlung in Eigenregie umsetzen zu wollen.

ANDERES
DATUM: 06.12.2006
MARIANNE BENTELI
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Die von der langen Kampfdauer zermürbte Belegschaft stimmte schliesslich zu.
Entgegen der Forderung der Gewerkschaft wollte das Unternehmen auch keinem
Sozialplan für die letztlich 111 Entlassenen zustimmen, sondern einen Sozialfonds für die
Betroffenen einrichten, an dessen Finanzierung sich die Firma und die Unia, die von
der Geschäftsleitung stets als „Brandstifterin“ bezeichnet worden war, zu gleichen
Teilen beteiligen sollten. Dies bezeichnete die Gewerkschaft umgehend als absurd, da
es von Gesetzes wegen vorgesehen sei, dass der Sozialplan ausschliesslich vom
entlassenden Betrieb finanziert werde; sie zog die Swissmetal vor das Branchen-
Schiedsgericht. Diese konterte damit, dass sie von der Unia einen Schadenersatz
zwischen CHF 5 und 10 Mio. für die durch den Streik verursachte Produktionseinbusse
verlangte, da die Gewerkschaft trotz der in der Metall- und Maschinenindustrie
geltenden Friedenspflicht den Streik aktiv unterstützt und sogar noch angeheizt habe. 57

Eiszeit kündigte sich auch in der Baubranche an. Der Baumeisterverband (SBV)
bezeichnete die Gewerkschaft Unia als ideologisch verblendet, drohte damit, den erst
im Vorjahr abgeschlossenen GAV im März 2007 zu kündigen und die Unia bei
Neuverhandlungen nicht mehr als Gesprächspartner zu akzeptieren. Die Unia konterte,
die Baumeister würden die Lösung von Streitigkeiten in den dafür vorgesehenen
Gremien immer wieder blockieren. Unter diesen Voraussetzungen war es nicht
verwunderlich, dass die Lohnverhandlungen für 2007 schliesslich scheiterten. 58

ANDERES
DATUM: 11.12.2006
MARIANNE BENTELI

Im Kanton Waadt zeigte das Staatspersonal einmal mehr seine Unzufriedenheit mit den
Arbeitsverhältnissen. Am 31. Januar legte ein Streik eine Mehrheit der Schulen lahm und
in den Spitälern konnte nur noch ein Notdienst aufrecht erhalten werden. Rund 12'000
Personen im Januar und dann noch einmal rund 8'000 im November manifestierten in
Lausanne gegen das von der Regierung geplante neue Lohnsystem. Ende Oktober, als
die Verhandlungen zwischen der Regierung und den Gewerkschaften in die Endphase
traten, beteiligten sich nochmals Hunderte von Angestellten der Gymnasien und des
Universitätsspitals an einem Streiktag. Die neun kantonalen Gymnasien wurden in den
folgenden Wochen mehrmals von den Lehrern und Lehrerinnen, welche einen
Lohnabbau befürchteten, bestreikt. 59

ANDERES
DATUM: 11.12.2008
MARIANNE BENTELI

Das Putzpersonal des Bundeshauses hatte für den 8. Juni einen Warnstreik
angekündigt. Damit wollten die Putzfrauen mit Unterstützung der Gewerkschaft VPOD
gegen die Auslagerung in die einzelnen Departemente protestieren, von der sie einen
Stellenabbau befürchteten. Nach dem Einlenken des Bundesamtes für Bauten und
Logistik (BBL) wurde der Streik abgeblasen und somit das Bundeshaus auch während
der Sommersession sauber geputzt. 60

ANDERES
DATUM: 01.01.2009
NATHALIE GIGER

Die Fluggesellschaft Swiss und ihr Kabinenpersonal haben sich auf einen neuen
Gesamtarbeitsvertrag geeinigt. Dieser sieht eine strukturelle Lohnerhöhung von 4%
sowie einen vom Betriebsgewinn abhängigen Lohnbestandteil vor, der in einem guten
Betriebsjahr bis zu 10% ausmachen kann. Ein einmaliger Betrag von 1650 Fr. soll die
Angestellten dafür entschädigen, dass der GAV nicht wie geplant im Februar sondern
erst im Mai in Kraft trat. Weiter hat die Vereinigung des Kabinenpersonals (kapers)
zusätzliche acht Feiertage pro Jahr sowie zwei Mal monatlich drei Tage am Stück frei
erkämpfen können. Der GAV trat nach Genehmigung durch das Kabinenpersonal im Mai
in Kraft und soll für mindestens vier Jahre gelten. Die Vereinigung des Kabinenpersonals
zeigte sich erfreut über den Abschluss, der ihrer Meinung nach spürbare
Verbesserungen bringt. 61

ANDERES
DATUM: 08.02.2009
NATHALIE GIGER

Die sechs Sozialpartner im Schweizer Gastgewerbe (GastroSuisse, Hotelleriesuisse,
Swiss Catering Association, Hotel&Gastro Union, Syna und Unia) haben sich nach zwei
Jahren Verhandlungen auf einen neuen GAV geeinigt. Ein zentraler Punkt des neuen
GAVs ist die Aus- und Weiterbildung, die nun durch die mehrheitliche Übernahme von
Ausbildungskosten und einer Kompensation des Lohnausfalles stärker unterstützt wird.
Verbesserungen für die Arbeitnehmer wurden auch bei der Erfassung der
Arbeitsstunden sowie bei den neu einheitlich auf fünf Wochen festgesetzten Ferien
erreicht. Die lohnwirksamen Bestandteile des GAVs treten wegen der Wirtschaftskrise
erst Anfang 2012 in Kraft. So wird für alle Mitarbeitenden ein 13. Monatslohn eingeführt

ANDERES
DATUM: 01.07.2009
NATHALIE GIGER
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sowie der Mindestlohn bei abgeschlossener Lehre erhöht. Als Kompensation wurde
dafür ein Einarbeitungsabzug bei den Ungelernten beschlossen. Die Arbeitgeber zeigten
sich auch erfreut über den Abschluss, der ihnen vor allem zahlreiche Vereinfachungen
wie zum Beispiel die einheitlichen Ferienansprüche bringt. Weiter versprachen sie sich
eine flexiblere Handhabung der Überstunden und Erleichterungen bei den
Neuregelungen für Saisonbetriebe. Der neue GAV gilt für gut 200'000 Arbeitnehmende
und 30'000 Arbeitgebende im Gastgewerbe und trat auf 1. Januar 2010 in Kraft. 62

Im Juli kam es zu einer zweiten Streikwelle am Flughafen Genf. Diesmal traten
Angestellte der Reinigungsfirma ISS Aviation in Streik. Streikgrund war wiederum ein
neuer GAV sowie ein Abkommen zu deren Unterschrift das Reinigungspersonal
gezwungen worden war. Darin wird den Angestellten zwar eine leichte Lohnerhöhung
versprochen, sie werden laut Gewerkschaft jedoch schlechter gestellt. Zudem würden
die Bestimmungen des alten GAVs nicht eingehalten. Während die Mehrheit der
Arbeitnehmenden die Vereinbarung unterzeichnete, trat eine kleine Gruppe (15
Personen) in Streik. Die anderen Reinigungsangestellten der ISS blieben für lange Zeit
still, im August unterzeichneten sie jedoch eine Petition, die die Streikenden in ihrem
Kampf unterstützte. Im November und damit nach über 4 Monaten Streik wurde in
Zürich schliesslich eine Einigung zwischen der Gewerkschaft VPOD und der Firma ISS
erzielt. Dabei verpflichtete sich die Gewerkschaft VPOD zur Einhaltung des GAVs, dem
sie sich lange wiedersetzt hatte. Die ISS wurde zu einer Festsetzung der Gehälter für
2010 und einer Erhöhung auf 2012 verpflichtet. 63

ANDERES
DATUM: 13.07.2010
NATHALIE GIGER

Au Tessin, 120 employés de Trasfor, une entreprise produisant des transformateurs, ont
fait grève et bloqué l’entrée de leur site de production situé à Molinazzo di Monteggio le
8 février. Ils ont protesté contre la décision de la direction d’allonger, pour les deux ans
à venir, la durée de travail journalière de 30 minutes sans contrepartie financière. 64

ANDERES
DATUM: 08.02.2011
LAURENT BERNHARD

Le groupe pharmaceutique Novartis a annoncé le 25 octobre un vaste programme de
réduction des coûts. La Suisse a été particulièrement touchée par cette
restructuration. La multinationale a fait savoir qu’elle comptait réduire ses effectifs à
Bâle de 760 postes à plein-temps. Ces emplois étaient appelés à être transférés vers
d’autres sites du groupe. De plus, la direction de Novartis prévoyait la fermeture du site
de Prangins (VD) près de Nyon, entraînant ainsi la suppression de 320 emplois à plein-
temps. Le transfert des activités à Wehr, en Allemagne, devait permettre au groupe de
diminuer de moitié les coûts de production. Le 29 octobre, mille participants dont une
délégation de Prangins ont manifesté à Bâle contre ces suppressions d’emplois. Une
résistance opiniâtre a également eu lieu dans le canton de Vaud. L’ensemble des
parlementaires cantonaux se sont mobilisés afin d’exiger le maintien du site. Ce soutien
a constitué un atout pour Philippe Leuba, le Conseiller d’Etat et chef par intérim du
Département de l’économie, lors des discussions qui se sont tenues entre la direction
générale de Novartis et le gouvernement vaudois, avec l’appui du Conseiller fédéral
Johann Schneider-Ammann. Fâchés par le silence de Joe Jimenez, le CEO de Novartis,
et par les propos exprimés par Armin Züst, le directeur de Novartis Suisse, qui laissait
entendre que la fermeture du site était irrévocable, les employés de Prangins ont fait
grève le 16 novembre. Le même jour, la direction de Novartis a fait part de son intention
de rentrer en matière sur les propositions portant sur la viabilité du site de production,
ouvrant ainsi la porte à son sauvetage. Le groupe pharmaceutique espérait notamment
obtenir de meilleures conditions-cadres de la part des autorités politiques. Suite à
cette annonce, les employés ont décidé à l’unanimité de suspendre leur mouvement de
grève. En décembre, les représentants syndicaux ont rendu public des mesures visant à
augmenter la productivité et le rendement de l’usine afin d’économiser les 50 millions
de dollars annuels demandés par Novartis. 65

ANDERES
DATUM: 25.10.2011
LAURENT BERNHARD

Les conventions collectives de travail ont fêté leurs 100 ans d’existence en 2011.
L’activité professionnelle de 1,7 millions de personnes est encadrée par une CCT, ce qui
conduit à des conditions de travail plus avantageuses que celles garanties par la loi. En
décembre, le Conseil fédéral a étendu pour la première fois le champ d'application de
la CCT au travail temporaire. Le travail temporaire a quadruplé de volume au cours des
15 dernières années, notamment sous l’influence de la circulation des personnes avec
l’Union européenne. L'extension du champ d'application s’est appliquée à toutes les

ANDERES
DATUM: 13.12.2011
LAURENT BERNHARD
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entreprises titulaires d'une autorisation de location de services, étant assurées auprès
de la SUVA et ayant, en ce qui concerne les employés loués, une masse salariale d'au
moins 1'200'000 francs par année civile. En revanche, en sont exempts les travailleurs
dont le salaire dépassait le gain maximal assuré par la SUVA (126'000 francs) ainsi que
les travailleurs loués par des entreprises agricoles en difficulté. Les entreprises de
location de services sont désormais obligées de verser aux travailleurs loués un salaire
horaire minimal se situant entre 16,46 francs et 23,59 francs si aucune autre CCT ne
s'applique. La CCT de la branche de la location de services a prévu un temps de travail
hebdomadaire normal de 42 heures, cinq semaines de vacances pour les travailleurs
âgés d'au moins 50 ans ainsi qu'une assurance perte de gains. L'extension du champ
d'application est entrée en vigueur le 1er janvier 2012. Un délai transitoire de trois mois
a néanmoins été prévu afin que les entreprises puissent s'adapter à la nouvelle
réglementation. 66

La convention nationale du secteur principal de la construction expirait à la fin du
mois de décembre 2011. Les partenaires sociaux ne sont pas parvenus à s’entendre sur
un nouvel accord. Comme la convention existante a été prolongée de deux mois, la
branche ne s’est toutefois pas retrouvée avec un vide conventionnel au 1er janvier 2012.
Les syndicats avaient initialement exigé une hausse des salaires de 100 francs
(correspondant en moyenne à une augmentation de 1,8%) alors que la Société Suisse
des Entrepreneurs (SSE) privilégiait une augmentation inférieure, assortie d’une plus
grande part au mérite. Unia et Syna ont appelé à une manifestation à Berne le 24
septembre. Celle-ci a été suivie par 12'000 travailleurs selon les syndicats. En outre,
une journée de protestation organisée le 25 novembre a paralysé un millier de
chantiers. La SSE a condamné ces actions syndicales et a considéré qu’il s’agissait d’une
violation de la paix du travail. En décembre, les syndicats ont revu à la baisse leurs
exigences salariales en se contentant d’une hausse de 1,5%. Cette concession a laissé
entrevoir un accord pour le début de l’année 2012. 67

ANDERES
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

La mobilisation contre la fermeture du site de Prangins (VD), annoncée par le groupe
pharmaceutique Novartis en octobre 2011, a finalement été couronnée de succès. Au
terme de négociations entre la direction de l’entreprise et les autorités cantonales, la
multinationale s’est engagée non seulement à maintenir ses activités actuelles, mais à
investir dans une nouvelle chaîne de production, avec des emplois supplémentaires à la
clé. Pour arriver à cette volte-face, les représentants du personnel et les autorités
politiques ont fait plusieurs concessions. Les employés ont partiellement renoncé aux
augmentations de salaires prévues pour 2012. En outre, les quelque 160 collaborateurs
soumis jusque-là à une durée de travail hebdomadaire de 37,5 heures ont accepté de
passer à 40 heures. Quant au canton de Vaud, il a accordé, par le biais de sa politique
de diversification économique, des avantages fiscaux sur l’investissement
supplémentaire de 40 millions de francs. 68

ANDERES
DATUM: 18.01.2012
LAURENT BERNHARD

Après une année de dures négociations, une nouvelle convention nationale du secteur
principal de la construction a été conclue en mars de l’année sous revue. La « CN 12 »
a ensuite été avalisée par les partenaires sociaux, à savoir la Société Suisse des
Entrepreneurs (SSE) pour le patronat et Syna et Unia pour les syndicats. Le texte est
entré en vigueur le 1er avril et sera valable jusqu’au 31 décembre 2015. Chaque partie
prenante a néanmoins la possibilité de résilier la convention au 31 mars 2013 en
respectant un préavis de deux mois. Au niveau des rémunérations, il a été convenu
d’une hausse de 1% en 2012, composée d’une partie générale et individuelle de 0,5%
chacune. Pour ce qui est des salaires minimaux, l’augmentation a été fixée à 1% en bloc.
En 2013, tous les salaires seront majorés de 0,5%, indépendamment du taux d’inflation.
Les syndicats ont obtenu, pour les travailleurs de plus de 55 ans, le versement de
l’intégralité du salaire net en cas de maladie et une forme de protection contre les
licenciements. En contrepartie, les salaires initiaux des travailleurs qui viennent de
terminer leur apprentissage ont été réduits. En outre, certains métiers (extraction de
sable et de gravier, transports) ont été exclus du champ d’application de la convention
collective. 69

ANDERES
DATUM: 10.03.2012
LAURENT BERNHARD
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Le 24 avril, le groupe allemand Merck KGaA a décidé de fermer le siège de sa division
Merck Serono à Genève, entraînant ainsi la suppression de 1'250 emplois, notamment
dans le domaine de la recherche des biotechnologies. Face à ce choc, l’assemblée
générale du personnel a lancé un mouvement de grève qui a débuté le 12 juin.
Cependant, la direction s’est montrée intransigeante. A part une légère amélioration du
plan social (mesures pour les couples d’employés et un meilleur plan de préretraite), les
propositions du personnel ont toutes été refusées. Le 19 juin, Merck Serono a confirmé
la fermeture des sites de Genève et de Coinsins (VD). 70

ANDERES
DATUM: 25.04.2012
LAURENT BERNHARD

Un conflit social a éclaté en automne à l’hôpital neuchâtelois de La Providence. Une
grande partie du personnel a fait grève le 18 septembre en raison du refus de la
direction de l’hôpital de renouveler la convention collective du travail, la « CCT 21 ». La
direction de l’hôpital a fait savoir que ce choix avait été occasionné par la décision du
Conseil d’Etat neuchâtelois d’enlever à l’établissement, sur le point d’être repris par le
groupe de cliniques privées Genolier, la reconnaissance d’utilité publique. Selon
l’hôpital, le manque à gagner s’est élevé à 3,7 millions de francs par an, dont 1,7 million
directement liés à l’application de la « CCT 21 ». Face à cet imbroglio financier, une
trentaine d’employés, soutenus par les syndicats Syna et SSP, ont décidé de reconduire
le mouvement de grève pour une durée d’au moins deux mois. 71

ANDERES
DATUM: 18.09.2012
LAURENT BERNHARD

Au Tessin, le syndicat des services publics (SSP) a appelé les employés cantonaux à faire
grève le 5 décembre contre l’intention du gouvernement de diminuer, dans le cadre du
budget 2013, les salaires de 2%. Plus de 1'500 personnes se sont rassemblées devant le
siège de l’exécutif à Bellinzone. Ce sont surtout les enseignants qui ont suivi le
mouvement. 72

ANDERES
DATUM: 05.12.2012
LAURENT BERNHARD

En décembre, les éditeurs romands ont résilié la CCT dans la presse écrite qui reste
néanmoins en vigueur jusqu’à la fin 2013. Afin de justifier cette décision, le patronat a
invoqué un recul important des recettes publicitaires de la presse écrite. L’association
Médias Suisses a annoncé qu’elle entendait revoir le barème des rémunérations en
place qui prévoit des salaires identiques sur l’ensemble des régions de la Suisse
romande. Le syndicat « Impressum » a vivement regretté cette résiliation, car il craint
une détérioration des conditions de travail des 1'800 employés concernés. Il est à noter
que la Suisse alémanique et le Tessin n’ont plus de convention collective dans cette
branche depuis 2004. 73

ANDERES
DATUM: 06.12.2012
LAURENT BERNHARD

Le conflit social à l’hôpital neuchâtelois de La Providence qui a éclaté en automne de
l’année passée a pris fin le 4 février de l’année sous revue. Au bout de 72 jours de grève,
l’hôpital a décidé de licencier les 22 employés qui se battaient pour que le groupe
Genolier, le repreneur désigné de l’établissement, applique la convention collective du
travail « CCT 21 » au-delà de 2013. C’est de cette manière abrupte que s’est terminé le
plus long mouvement de grève que le canton de Neuchâtel ait connu. Le 26 janvier, une
manifestation de plusieurs centaines de personnes avait pourtant attiré des
syndicalistes et des militants politiques de toute la Suisse. 74

ANDERES
DATUM: 04.01.2013
LAURENT BERNHARD

A Delémont (JU), les quinze employés de l’entreprise Berger & Co., spécialisée dans le
décolletage de précision pour pièces automobiles, ont entamé une grève le 23 janvier,
suite à la décision prise par la direction de délocaliser les activités en Allemagne et en
Pologne. Reconnaissant la légitimité du syndicat Unia, la direction a accepté de
s’asseoir à la table des négociations le lendemain. Les employés ont dans la foulée
repris le travail et obtenu un plan social. Les conditions n’ont pas été dévoilées, mais
elles ont pleinement satisfait les ouvriers. 75

ANDERES
DATUM: 23.01.2013
LAURENT BERNHARD
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Dans le canton de Genève, cinq mouvements de grève ont été recensés au cours de
l’année 2013. Le 10 avril, une quinzaine d’employés de l’hôtel Capitole ont cessé leur
travail durant 24 heures. Les salariés se trouvaient sous la menace d’un licenciement à
l’approche de travaux de rénovation et de la reprise probable de l’établissement par le
groupe français Accor. Selon la presse locale, cette grève a constitué une première
dans l’hôtellerie genevoise. 76

ANDERES
DATUM: 10.04.2013
LAURENT BERNHARD

Début juin, les partenaires sociaux de l’industrie MEM (machines, équipements
électriques et métaux) se sont entendus sur une nouvelle convention collective du
travail (CCT). L’accord est intervenu au terme de négociations ardues ayant nécessité la
médiation de la part de Jean-Luc Nordmann, l’ancien directeur du Secrétariat d’Etat à
l‘économie (SECO). Selon le texte entériné, les entreprises soumises à la CCT
bénéficieront d’une plus grande flexibilité au niveau du temps de travail afin qu’elles
puissent mieux adapter leur capacité de production aux fluctuations du marché. En
contrepartie, la nouvelle CCT prévoit pour la première fois des salaires minimaux dont
le montant a été fixé en fonction des régions économiques. Par exemple, le personnel
non qualifié touchera au moins 3'850 francs dans l’espace économique zurichois ainsi
que dans l’arc lémanique et au moins 3'300 francs dans les régions périphériques
(Tessin, arc jurassien et sud des Grisons). Dans le but de tenir compte des besoins de la
société moderne, les partenaires sociaux se sont par ailleurs mis d’accord sur des
améliorations au niveau des conditions de travail (congé paternité de cinq jours ainsi
que l’encouragement du « home office », du « job sharing », du temps partiel et de la
garde d’enfants extrascolaire). La nouvelle convention est entrée en vigueur le 1er juillet
pour une durée de cinq ans. 77

ANDERES
DATUM: 03.06.2013
LAURENT BERNHARD

Le 3 juin, une dizaine d’employés du supermarché Spar de la station-service de
Baden-Dättwil (AG) ont entamé un mouvement de grève. En occupant le magasin et en
barricadant son accès, les grévistes demandaient une hausse de leurs salaires et
davantage de personnel. Malgré un climat tendu, la direction de Spar, des grévistes ainsi
que le syndicat Unia se sont retrouvés autour d’une table ronde le 11 juin à Zurich. Les
négociations n’ont cependant pas abouti. Alors que l’entreprise était prête à accorder
une augmentation salariale, les différences se sont révélées insurmontables quant à la
question des effectifs. Le 13 juin, les dix protestataires ont été licenciés avec effet
immédiat. Le même jour, le Tribunal de district de Baden a ordonné le déblocage du
magasin. Face à cette décision de justice, les grévistes ont quitté les lieux et terminé
leur mouvement de grève. Par la suite, une médiation qui s’est tenue à l’office de
conciliation du canton d'Argovie a également échoué. La plupart des grévistes ont
néanmoins retrouvé un emploi au bout de quelques semaines. 78

ANDERES
DATUM: 03.06.2013
LAURENT BERNHARD

En été de l’année sous revue, environ 80 jardiniers du canton de Schaffhouse ont cessé
le travail afin d’obtenir une augmentation de leurs salaires. Organisée par Unia, la grève
a débuté le 3 juillet pour se terminer cinq jours plus tard, après qu’un accord ait vu le
jour entre le syndicat et les neuf entreprises horticoles touchées par l’arrêt de travail.
L’accord prévoit une hausse progressive des salaires minimaux. Ainsi, le salaire pour un
jardinier non qualifié s’élèvera à 4'200 francs à partir de 2015, contre 3'450 francs en
2013. Entre temps, les partenaires sociaux officiels avaient également trouvé un terrain
d’entente. Les salaires négociés par l’association patronale JardinSuisse et « Grüne
Berufe », le représentant des employés, se sont nettement rapprochés de ceux
imposés par Unia. 79

ANDERES
DATUM: 03.07.2013
LAURENT BERNHARD

Sous l’impulsion du syndicat SIT, une quinzaine d’employés de l’association Partage, qui
occupe des chômeurs en fin de droit dans le cadre des emplois de solidarités (EdS) du
canton de Genève, s’est mise en grève le 23 août. C’est la mauvaise ambiance de travail
qui semble avoir déclenché ce conflit social. Mis à part les « salaires de misère », les
grévistes ont évoqué un manque de respect de la part de la direction. L’arrêt de travail
a surtout été suivi dans le secteur du ramassage des ordures et du compost. Le
mouvement de grève a conduit à la dénonciation des contrats de prestations de service
par les six communes genevoises clientes. Etant donné que ces dernières ont coupé
leurs subventions, Partage a procédé le 28 octobre au licenciement collectif des dix-
sept personnes en charge de ces prestations pour des motifs économiques. Malgré
cela, le bras de fer n’a pas pris fin dans l’immédiat. En effet, la grève ne s’est éteinte

ANDERES
DATUM: 23.08.2013
LAURENT BERNHARD
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qu’à son 105ème jour. 80

En septembre, Gate Gourmet a fait part à ses employés basés en Suisse de sa volonté
de résilier la convention collective de travail au 31 décembre. Afin de la remplacer par
un nouveau contrat, l’entreprise de restauration aéronautique a procédé à un
licenciement collectif et a aussitôt réembauché son personnel à de nouvelles
conditions. A l’aéroport de Genève-Cointrin, cette manœuvre a provoqué une grève de
plusieurs employés. Entamée le 14 septembre, celle-ci s’est poursuivie au-delà de la fin
de l’année. Suite à une manifestation le 28 septembre durant laquelle des participants
ont pénétré dans le siège de la société, six grévistes ont été licenciés avec effet
immédiat. 81

ANDERES
DATUM: 19.09.2013
LAURENT BERNHARD

Au 1er octobre, la nouvelle CCT de la branche de la coiffure est entrée en vigueur (CCN
2013). Le texte, qui a abouti en mai de l’année sous revue, prévoit des améliorations
pour les salariés, notamment en matière de vacances et de rémunération. Ainsi, les
employés ayant terminé leur formation et travaillant pendant au moins 5 ans dans la
même entreprise auront droit à cinq semaines de vacances et leur salaire de base sera
progressivement porté de 3'400 francs en 2013 à 3'800 francs en 2015. Afin de lutter
contre les abus, les contrôles concernant l’exécution de la CCN 2013 seront
renforcés. 82

ANDERES
DATUM: 01.10.2013
LAURENT BERNHARD

Le 22 octobre, Unia a bloqué le chantier de la nouvelle gare souterraine de Zurich. Le
syndicat a ainsi dénoncé la sous-enchère salariale sur le plus grand projet de
construction du pays. Des « faux indépendants » polonais qui exécutaient des travaux
pour le compte d’un sous-traitant touchaient des salaires se situant entre 5 et 11 euros
de l’heure, au lieu des 30 francs requis. 83

ANDERES
DATUM: 22.10.2013
LAURENT BERNHARD

Dans le domaine de l’administration cantonale, une partie du personnel de deux
services a fait grève début novembre. Dénonçant une surcharge de travail, les employés
du Service de la protection des mineurs (SPMi) et du Service de la protection des
adultes (SPAd) ont revendiqué de meilleures conditions de travail et une augmentation
salariale. 84

ANDERES
DATUM: 04.11.2013
LAURENT BERNHARD

En novembre, le Conseil fédéral a décidé de prolonger de trois ans l’ordonnance sur le
contrat-type de travail (CTT) relatif à l’économie domestique. Il a estimé que le
maintien du CTT était nécessaire dans le cadre des mesures d'accompagnement à la
libre circulation des personnes. Dans le même temps, le gouvernement a augmenté les
salaires horaires minimaux à partir du 1er janvier 2014. Ceux-ci passent de 18.20 francs
à 18.55 francs pour les employés non qualifiés n’ayant pas d’expérience professionnelle
et de 22 francs à 22.40 francs pour ceux ayant bénéficié d'une formation
professionnelle initiale de trois ans et disposant d'un certificat fédéral de capacité
(CFC). 85

ANDERES
DATUM: 13.11.2013
LAURENT BERNHARD

Arbeitnehmerschutz

Auf Anfang des Berichtsjahres trat die Richtlinie Nr. 6508 der Eidg.
Koordinationskommission für Arbeitssicherheit (EKAS) in Kraft. Damit wurden neu
praktisch alle Betriebe in der Schweiz gesetzlich verpflichtet, das Gefahrenpotential,
dem ihre Arbeitnehmer am Arbeitsplatz ausgesetzt sind, einzuschätzen und je nach
Resultat geeignete Vorkehrungen zur Arbeitssicherheit zu treffen. Kritiker
(insbesondere der Kaufmännische Verband Zürich) warfen den neuen Vorschriften vor,
ihre Umsetzung verursache unverhältnismässig hohe Kosten, sei zu sicherheitslastig
und verkenne die wichtigsten Gesundheitsrisiken am Arbeitsplatz (Stress, Mobbing
usw.). 86
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Soziale Gruppen

Asylpolitik

SP und Grüne erklärten, die Vorlage zusammen mit Flüchtlings- und
Menschenrechtsorganisationen sowie kirchlichen Verbänden mit dem Referendum zu
bekämpfen: Die Nichteintretensentscheide bei Papierlosen verletzten die
Flüchtlingskonvention, die Weitergabe von Personendaten gefährdeten Verwandte von
Asylsuchenden im Heimatland, die Verschiebung der Entscheidkompetenz vom Bund zu
den Kantonen führe zu Willkür bei Härtefällen, der Sozialhilfestopp treffe auch
besonders verletzliche Personen wie Minderjährige und die Zwangsmassnahmen seien
unverhältnismässig. 87

ANDERES
DATUM: 23.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Le 5 septembre 2018, le Conseil fédéral a ouvert une procédure de consultation sur les
modifications d'ordonnance nécessaires pour l'élaboration d'un Agenda Intégration
Suisse en faveur des personnes mineures non accompagnées dans le domaine de l'asile.
La question de l'indemnisation des cantons pour les coûts qui en résulteraient fait
également partie de la consultation. L'agenda vise à intégrer plus rapidement ces
personnes sur le marché du travail. Les lignes directrices de cet agenda ont été
approuvées au printemps 2018 par la Confédération et les Cantons. 88

ANDERES
DATUM: 05.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Frauen und  Gleichstellungspolitik

«L'égalité entre hommes et femmes est largement atteinte» selon le député UDC
Sebastian Frehner (svp, BS) qui, lors de la discussion du budget de la Confédération
2019 a suggéré la suppression du bureau de l'égalité hommes-femmes. Il observe que
beaucoup de femmes étudient, voire sont majoritaires dans certaines facultés, que le
partage des tâches au sein de la famille s'est fortement modifié et que les femmes sont
dans certains cas favorisées sur le marché du travail. Le député ajoute à charge de
preuve qu'on lui a déjà refusé plusieurs postes au bénéfice d'une femme. Sa
proposition et surtout son discours ont provoqué de véhémentes réactions chez ses
co-parlementaires. Les députées PS Barbara Gysi (sp, SG) et Mattea Meyer (sp, ZH) ont
suggéré que l'heure matinale ne favorisait pas la concentration et ne protégeait pas de
l'absurdité, leur camarade Samuel Bendahan (ps, VD) a condamné les propos de
l'agrarien, qu'il juge «extrêmes» et «durs». Selon Daniel Brélaz (verts, VD) la proposition
Frehner est «excentrique» et pour Jean-Paul Gschwind (pdc, JU), «farfelue». Le
démocrate bourgeois Heinz Siegenthaler (bdp, BE) a même proposé de sauvegarder le
bureau de l'égalité, ne serait-ce que pour défendre le député Frehner, puisqu'il se sent
opprimé en tant qu'homme. Le PLR et les Verts'libéraux n'ont pas commenté les
affirmations du député Frehner, mais se sont opposés à sa proposition. 
Ueli Maurer, qui représentait dans ce débat la position du Conseil fédéral, a quelque
peu modéré la position de son collègue de parti. Certes, la condition des femmes s'est
améliorée, mais certaines inégalités demeurent. Au sujet des postes non obtenus par
Sebastien Frehner, le chef du département des finances ajoute même que «les
hommes doivent s'améliorer, car les femmes les ont rattrapé».
Seul l'UDC a suivi la proposition Frehner, par 55 voix pour (10 femmes, 45 hommes), 3
voix contre (2 femmes, 1 homme) et 4 abstentions (1 femme, 3 hommes), les 6
conseillers et conseillères restantes étaient soient absentes, soit excusées. Les deux
autres propositions de minorité, à savoir l'augmentation de budget de 200'000 francs
proposée par Samuel Bendahan (pour l'application de la nouvelle loi sur l'égalité) et de
600'000 francs par Mattea Meyer (pour l'encouragement du respect de la convention
d'Istanbul) ont été balayées par respectivement 130 et 129 voix contre 56. Les 56 voix
pour étaient celles du groupe PS, du groupe des Verts et de deux PDC. 89
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Bildung, Kultur und Medien

Medien

Presse

Neben der SDA beschlossen auch die Printmedien im Jahr 2018 Entlassungen. So gab
es etwa Entlassungen bei den Bündner Zeitungen, «Le Matin», der Basler Zeitung sowie
einstellungsbedingt auch beim «Giornale del Popolo» und der TagesWoche. Den
Paukenschlag in Bezug auf Kündigungen bei den privaten Medien lieferte im November
2018 das neu gegründete Joint Venture CH Media mit seiner Ankündigung, dass in den
nächsten beiden Jahren, während des Integrationsprogramms für die NZZ-
Regionalmedien und die AZ Medien, bis zu 200 Vollzeitstellen gestrichen werden sollen.
Mit dieser Reaktion auf die «weiterhin äusserst angespannte Marktsituation» reduziert
das Unternehmen die Beschäftigung um ungefähr zehn Prozent. Sämtliche
Unternehmensbereiche sollen vom Stellenabbau betroffen sein. Neben Zeitschriften,
Online-Portalen, Radio- und TV-Stationen gehören unter anderem die Aargauer
Zeitung, die Luzerner Zeitung, das St. Galler Tagblatt und die «Schweiz am
Wochenende» zu der insgesamt über 80 Marken umfassenden CH Media. Ein Teil des
Stellenabbaus soll durch Fluktuationen erreicht werden; Kündigungen seien aber nicht
zu umgehen. CEO Axel Wüstmann kündigte zu diesem Zeitpunkt ebenfalls an, dass es für
die überregionalen Themen der Zeitungen eine Mantelredaktion geben werde. Die
Gewerkschaft Syndicom sprach von einem «gigantischen Sparprogramm» und mahnte
das Unternehmen, den angekündigten Zeitraum von zwei Jahren einzuhalten und nicht
mit übereilten Aktionen vorzupreschen. 90
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